
Einsteiger der 
Woche

D ie European Law Stu-
dents’ Association (EL-

SA) ist die weltweit größte,
politisch unabhängige Verei-
nigung von Studierenden der
Rechtswissenschaften und
des Wirtschaftsrechts. Mit
August begann für ELSA Aus-
tria ein neues Amtsjahr. Das
Board 24/25 besteht aus
Christina Schimetta (Presi-
dent), Magdalena Bergtha-
ler (Secretary General),
Jasmin Kalch (Treasurer),
Lea Pöschl (Vice President
Marketing), Arya Haager (VP
Academic Activities),
Philipp Straßer (VP Moot
Court Competitions),
Christine Dorninger (VP Pro-
fessional Development) und

Lion Dungl (VP Seminars and
Conferences).

Event der Woche

D ie Partner:innen der
Jaufer Rechtsanwälte

GmbH, Clemens Jaufer, Ma-
rio Leistentritt, Franziska
Jaufer und Alexander Pain-
si, begrüßten auch heuer
wieder zahlreiche Gäste zu
ihrem Sommerfest. Mit
Sabine Vorwerk, Partnerin
Linklaters LLP, konnte eine
international erfahrene Re-
strukturierungsexpertin für
eine Keynote zum Thema
„Europäische Trends in der
Restrukturierung“ gewon-
nen werden. 

Deal der Woche

E in Team von CMS in Wien
berät das Bankenkonsor-

tium ein weiteres Mal im Zu-
sammenhang mit dem
Immobilienprojekt Althan
Quartier. Unter der Leitung
von Partner Stefan Paulmay-
er war das Team für die Er-
stellung und Verhandlung
der gesamten Transaktions-
dokumentation im Zusam-
menhang mit der Restruktu-
rierung und (Weiter-)Finan-
zierung verantwortlich. 

Branchen-News aus der

Welt des Rechts

Stefan Paulmayer, Partner bei
CMS. [CMS]

Jaufer Rechtsanwälte luden
zum Sommerfest. [Jaufer Rechtsanwälte]

Christina Schimetta, President
ELSA Austria. [ELSA]
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Wien. Erst kam die Scheidung. Dann wollte ein
Mann seine bei ihm in der Ordination ange-
stellte Ex-Frau als Mitarbeiterin loswerden, was
aber misslang. Und nun klagte der Mann den
Anwalt, der ihn einst im arbeitsrechtlichen Pro-
zess vertreten hatte. Es ging um mehr als
210.000 Euro, die der Mann vom Juristen ein-
forderte. Die entscheidende Frage: Hatte sich
der Anwalt einst gegenüber der Ex-Frau seines
Mandanten zu nachgiebig verhalten? 

Die Frau hatte eingewandt, begünstigte Be-
hinderte zu sein. Und der Behindertenaus-
schuss habe der Kündigung nicht zugestimmt.
Der Ex-Mann hatte in weiterer Folge darauf ver-
zichtet, das Dienstverhältnis zu kündigen,
bevor die Frau das Regelpensionsalter erreiche.
Jedenfalls hatte der Anwalt des Mannes vor Ge-
richt ein Anerkenntnis abgegeben, worauf das
Gericht ein Anerkenntnisurteil fällte.

Der Anwalt hätte ihn anders vertreten
müssen, meinte der Mann. Zwischen ihm und
seiner Ex-Frau habe nur ein Scheinarbeitsver-
hältnis bestanden. Und er habe seine Ordina-
tion 2006 in eine OEG eingebracht, weswegen
die Ex-Frau nach der Kündigung diese Gesell-

schaft hätte klagen müssen. Das Dienstver-
hältnis der Frau hatte 2002 begonnen, per
Ende 2008 wollte der Mann sie erstmals kün-
digen, nahm aber wegen der von ihr kundge-
tanen Behinderteneigenschaft davon Abstand.
2013 erfolgte ein zweiter Kündigungsversuch,
2014 gab der Anwalt das Anerkenntnis ab. 

Nach einem weiteren Kündigungsversuch
bekam der nun anders anwaltlich vertretene
Mann zwei Jahre später zunächst recht, weil ein
Scheinarbeitsverhältnis vorliege. Die zweite In-
stanz entschied aber wieder gegen ihn, da er
früher ein Anerkenntnis abgegeben habe.

Frau arbeitete nicht immer zum Schein

War dieses ein Fehler? Zur Frage des Scheinar-
beitsverhältnisses hielt der Oberste Gerichtshof
(OGH) nun fest, dass der Mann erst ab 2007
nach seinem Auszug aus der Ehewohnung der
Frau keine Arbeit mehr zuteilte. Man sei einst
einen echten Vertrag eingegangen. Auf die OEG
sei das Arbeitsverhältnis nicht übergegangen,
da der Mann weiter als Arbeitgeber auftrat: Er
zahlte ihr Gehalt, er kündigte sie. Somit befand
der OGH (1 Ob 8/24v), dass der damalige Pro-
zess auch ohne Anerkenntnis gleich ausge-
gangen wäre. Der Anwalt muss nicht zahlen.

Trennung. Sein Vertreter hätte vor Gericht nicht so nachgiebig sein
dürfen, meinte ein Mann. Er belangte nun den Anwalt – aber vergeblich.

Mann klagte seinen Anwalt, weil
dieser zu nett zur Ex-Frau war

VON PHILIPP AICHINGER

Wien. Wie bereitet sich ein Rechtsanwalt auf
eine Bergtour vor? Genau, er liest sich in die
einschlägige Judikatur ein, was sonst? Und da er
außerdem Mitglied eines alpinen Vereins ist, in-
teressiert ihn natürlich, wie es mit den Sorg-
faltspflichten und der daraus resultierenden
allfälligen Haftung alpiner Vereine bestellt ist. 

Und dann liest er, dass „alle angelegten
Wanderwege, alpinen Stege und versicherten
Klettersteige Wege im Sinne des § 1319a ABGB“
sind und dass ein so eröffneter, zum Beispiel
mit Seilsicherungen versehener alpiner Weg
das Vertrauen erzeugt, dass dieser Weg mehr
Sicherheit bietet als das freie Gelände im Öd-
land. Werden nicht fachkundige Personen mit
der Wartung beauftragt, so ist ein darauf zu-
rückzuführender Unfall (hier: Tod eines Wan-
derers) dem Wegehalter zuzurechnen (Obers-
ter Gerichtshof, 2 Ob 16/21y).

Und dass zwar von alpinen Vereinen nicht
gefordert werden kann, solche Wege ständig zu
überwachen und instandzuhalten, dass aber
zumindest eine alljährliche Überprüfung aller
Weganlagen geboten ist. Und sollte es nicht
möglich sein, den Weg regelmäßig zu kontrol-
lieren und allfällige Schäden zu beseitigen,
müsste der Weg gesperrt werden oder an
seinem Eingang zumindest ein Warnschild auf-
gestellt werden, dass der Weg schon seit be-
stimmter Zeit nicht mehr kontrolliert wurde
und daher schadhaft ist. Geschieht dies nicht,
so haftet der Wegehalter jedenfalls für grobe
Fahrlässigkeit, wenn etwas geschieht (im An-
lassfall: ein Absturz und schwere Verletzungen,
OGH 4 Ob 536/87). 

Was im Prospekt steht, muss sicher sein

Und dann liest er noch, dass nicht einmal das
Anbringen einer Hinweistafel „Nur für geübte
Wanderer“ von der Haftung freistellt, wenn der

Weg in einem Prospekt über Wandervorschläge
für Urlaubsgäste aufgenommen wird und
häufig für Familienausflüge benützt wird, weil
„gerade solche Bergwanderer auf ausreichend
sichere Wege und deutliche Markierungen ver-
trauen, die in Österreich in den Fremdenver-
kehrsgebieten für beschriebene und empfoh-
lene Wanderwege als Selbstverständlichkeit vo-
rausgesetzt werden“. Im Anlassfall hatte die un-
terlassene Markierung einer Gefahrenstelle
den Tod einer Touristin zur Folge (OGH 6 Ob
619/90).

Und dann liest man in der Zeitung, dass die
alpinen Vereine mehr Geld brauchen. Ja eh,
denkt sich der Leser, wer nicht. Und dann liest
man vielleicht noch, dass beispielsweise allein
die Sektion Salzkammergut des Alpenvereins
203 km lange Wanderwege betreut, was voriges
Jahr 775 Arbeitsstunden erfordert hat, oder
dass der Österreichische Touristenklub insge-
samt 20.000 km Wege betreut (das Zehnfache
des Asfinag-Autobahn- und Schnellstraßen-
netzes) und dass die alpinen Vereine insgesamt
52.000 km Wege erhalten. Ja eh, denkt sich der
Zeitungsleser, wissen wir, „Wanderbares Öster-
reich“, super für den Tourismus.

Sorge auch vor Strafurteilen

Und dann zählt der Anwalt eins und eins und
eins zusammen: die Tausenden Kilometer von
Wanderwegen und Klettersteigen, die von den
alpinen Vereinen betreut werden. Die (nicht
zuletzt durch den Klimawandel) zunehmende
Herausforderung an die Halter dieser Wege
(Murenabgänge, Felssturz, Hochwasser, Weg-
schmelzen von Dolinen, Windwurf ). Die ab-
nehmende Bereitschaft der Menschen, sich eh-

renamtlich in alpinen Vereinen für die Arbeiten
an diesen Wegen und Steigen zu engagieren.
Und die Haftung der Halter dieser Wege und
Steige, die ruinös werden kann, wenn einer-
seits die Haftpflichtversicherungen die Prä-
mien notgedrungen ins Unendliche schrauben
(sofern überhaupt grobe Fahrlässigkeit gedeckt
wird) und andererseits jedes Unglück, das auf
einem Steig passiert, ebenfalls notgedrungen
Körperverletzungen, bis zum Tod, zur Folge
hat. Und damit strafrechtliche Verurteilungen,
die einem keine Haftpflichtversicherung ab-
nimmt.

Nur noch Urlaub im Hotel machen? 

Und wenn der Anwalt, der auch alpine Vereine
berät, gefragt würde: „Was sollen wir tun?“
Dann könnte er nur sagen: „Wege und Steige
sperren, nicht mehr ausschildern, auf Karten
nicht mehr empfehlen.“ Tourismus? Muss sich
etwas anderes einfallen lassen. Einfach mehr
Wellness in den Hotels! Wanderbares Öster-
reich, das war einmal.

Ganz am Schluss fällt dem Anwalt dann
noch ein, dass er nebenbei auch Staatsbürger
ist. Und dann denkt er an die Politik, der doch,
wie man immer hört, der Tourismus als wesent-
licher Pfeiler des Bruttosozialprodukts ein
großes Anliegen ist. Also, denkt sich der Staats-
bürger: Entweder es gibt deutlich mehr Geld
für die alpinen Vereine, damit diese ihre Auf-
gaben erfüllen können, oder wir sperren das
wanderbare Österreich halt wirklich zu.

Rechtsanwalt Dr. Thomas Höhne ist Gründungspartner

der Kanzlei Höhne, In der Maur & Partner

Rechtsanwälte GmbH & Co KG.

Warum man alle
Wanderwege
sperren müsste

VON THOMAS HÖHNE

Gastkommentar. Alpine Vereine haben
stetig Klagen zu fürchten. Selbst das Schild
„Nur für geübte Wanderer“ schützte nicht
vor einer Verurteilung des Wegehalters.

Immer weniger

Menschen mel-

den sich ehren-

amtlich, um

Wanderwege

abzusichern. 
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